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Der 20 Senat des Bundessozialgeriohts hat

auf die mündliche Verhandlung vom 27a April

1972 durch
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Vizepräsident B r a c k m a n n
— Vorsitzender e‚

Bundesrichter K u s t e r ,
Bundesrichter F r i e d r i c h „
Bundessozialrichter Dro F r o'm e n und

e rBundessozialrichter M e l 2

für Recht erkannt:

Die Revision der Beigeladenen zu 1) gegen das Urteil des

Land ssozialgerichte Niedersachsen vom 11° März l971 wird

unter Aufhebung dieser Entscheidung im Kostenpunkt mit

der Maßgabe zurückgewiesen9 daß die Entechädigung an den

Kläger zu ?) zu leisten ist, soweit der Anspruch auf ihn
übergegangen ist„

Die Beigeladene zu 1) hat dem Kläger zu 2) die Kosten des
gesamten Rechtestreits zu erstatten„

Der Kläger zu 2)
M ein in Belgien lebender belgischer

Staatsangehöriger — war Während des zweiten Weltkriegs

in einem Betrieb der Deutschen Werft AG in Hamburg bew

schäftigt° Er wurde, als im April 7945 die Betriebstätig—

keit wegen der Bombeneinwirkungen eingestellt werden war

und sich die alliierten Truppen Hamburg näherten9 mit

anderen belgischen Arbeitern unter dem Geleit deutscher

doldaten in den Raum Lauenburg/Elbe gebracht? um dort auf

Anordnung staatlicher Stellen Schanzarbeiten oder ähnliche‚

der Verteidigung dienende Arbeiten zu verrichten„ Am
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Einsatzort war er hehelfsmäuig in einer öcheune unterge—

bracht, Außerhalb des Arbeitseinsatzes erlitt er am 28°

April 1945 abends oder nachts bei einem Artilleriebeschuß

eine Granatsplitterverletzung am rechten Arm° Wegen der

Verletzungsfolgen erhält er vom belgischen Staat eine

Rente°

Die Beklagte lehnte durch den an den Kläger zu 2) gerich—

teten Bescheid vom 27, Juli 7965 den auf das deutsch—belgi—

sche 50zialversicherungsabkommen gestützten Antrag des

klägers zu 7) @Königreich Belgien — auf Gewährung einer
Verletztenrente aus der deutschen gesetzlichen Unfallver—

sicherung ab° Zur Begründung führte sie aus, sie sei '

nicht entschädigungspflichtig; der Kläger zu 2) sei im

Zeitpunkt der Schädigung nicht mehr nach 9 539 der Reichs-

versicherungeordnung (RVG) versichert gewesen, da bereits

Anfang April 7945 alle ausländischen Arbeiter der Deutschen

Werft AG dienstentpflichtet worden seien° '

Das Sozialgericht (SG) Hannover hat durch Urteil vom 120
Januar 1970_dem Antrag der Kläger entsprechend die Be—

klagte zur Gewährung einer Verletztenrente an den Kläger

zu 2) verurteilt, Es hat angenommen, der Kläger zu 2) sei
zur Errichtung von Verteidigungsanlagen im Rahmen eines

Notdienstverhältnisses bei Fortbestehen seines Arbeitsver—

hältnisses zur Deutschen Wer£t AG eingesetzt worden; wegen
der mit dem Notdiensteinsatz verbundenen erhöhten Gefahren—

lage habe er nicht nur während der eigentlichen Schanzar—

heiten, sondern auch während seines auf die Fortsetzung

dieser Tätigkeit gerichteten Aufenthalts in oder in der

Nähe seiner Unterkunft im Unfallzeitpunkt unter Versiche—

rungsschutz gestanden; zur Entschädigungsleistung sei die

Beklagte als der vor dem Beginn des Notdienstverhältnisses
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zuständig gewesene Versicherungstrager veryflientet
. ‘(Nro 1 der Bestimmungen des RAM vom 60 November 1939, <_;'

AN 19593 507)„
.

Das Landessozialgericht (LSG) niedersacnsen hat auf die.

Berufung der beklagten die entscheidunD des „G durch Urteil

vom 11° märz 1971 aufgehoben und anstelle der Beklagten die

Beigeladene zu 1)
— Bundesrepublik Deutschland, Bundes—

ausführungsbehörde für Unfallversicherung (DAfU) „ ver—
urteilt, dem Kläger zu 2) Unfallsntschädigung zu gewähren°

Es hat zur Begründung ausgeführt: Der Kläger zu 2) sei

mit anderen bei der Deutschen Werft AG beschäftigt gewesenen
ausländischen Arbeitern im Raum Lauenburg zu öchanzarbeiten

oder ähnlichen, der Verteidigung dienenden Aufgaben heran—

gezogen werden° Dabei habe es sich um militärische maßnah—

men der Verteidigung gegenüber den anrückenden alliierten

Kampftruppen gehandelto Sie seien Von Kommandostellen der

deutschen Wehrmacht und/oder Stellen der NSDAP angeordnet

werden° Die ausländischen Arbeiter seien deutschen Solda—

ten, nicht aber der Deutschen\%rft AG unterstellt gewesen°

Das Arbeitsverhaltnis des Klägers zu 2) mit der Deutschen

Werft AG, deren Betrieb wegen der Kriegseinwirkungen be»

reits stillgelegt gewesen sei, sei somit zur Zeit seines

Einsatzes zu Schanzarbeiten in der Gegend von Lauenburg

faktisch beendet gewesen„ Die Beklagte könne daher nicht

auf Leistung in Anspruch genommen werden„ Dagegen sei die

Beigeladcnc zu 1) zur Gewährung der Unfallentschädigung

verpflichtet° Der Kläger zu 2) habe die Armverletzung

nach der Heranziehung zu Schanzarbeiten oder ähnlichen

Aufgaben der Verteidigung erlitten° Obwohl das schädigen»

de Ereignis nicht unmittelbar bei dieser Notdiensttätig—

keit eingetreten sei? sondern gegen Abend bzwo während der

Nacht @ also zur Zeit der Arbeitspause —‚ habe der Kläger
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zu 2) unter Versieherungsschutz gestanden° Necädem Erlaß

des neu vom 17„ Oktober 1944 (AN 7944, 280) seien die bei
Schanzarbeiten und ähnlichen Aufgaben eingesetzten Arbeits—

kräfte unabhängig von der Dauer ihres Einsatzes und einem

vorher bestehenden doziulversichcrungsvernältnis nacn den

reicAsgesetzlichen Vorschriften gegen Arbeitsunfall versi—

chert geweseno Der Einsatz der im Raum Lauenburg zur Er—

richtung von Verteidigungsanlegen nerangezogénen uusländi—t

schen Arbeiter und deren Unterbringung sowie ihr Aufent—

halt zur Nachtzeit während der‚Arbeitspausen seien als Gan—

zes zu betrachteno Auc■die Arbeitsbereitscuaft und die
Ruhepauscn am oder in der Nähe des Einsatzortes seien öchanz—

arbeiten im Sinne des angeführten Erlassesu Ein entschädi—

gungspflichtiger Arbeitsunfell liege somit selbst bei einer

Verletzung vor? die durch eine zur hachtzeit aufgetretene

Gefahr entstanden sei„ Da die Reichsausführungsbehörde für

Unfallvcrsicherung (RAfU) nachdem brlam vom 170 Oktober 7944

für die Entschädigung zuständig gewesen sei und die Abwick—

lung der Aufgaben dieses Versicherungsträgers nach 9 2

Abso 2 hr„ 2 der Verordnung zur Überführung der Ausführungs—

beaörde für Unfallversieherung in der britischen Zone vom

14° März 7951 (Uberführungs—VO —BGBl I 190 „) der BAfU ob—
liege, sei diese zur Gewährung der Unfallentschädigung ver—

pfliehtet°

[

Das LSG hat die Revision zugelassen„

Die Beigeledene zu 1) hat dieses Rechtsmittel eingelegt

und begründet es wie folgt: Nach den nicht zu beanstandene

den tatsächlichen Feststellungen des LSG habe im Unfallzeit—

punkt das Arbeitsverhältnis des Klägers zu 2) mit der Deut—

schen Werft AG nicht mehr bestanden‚ so daß die beklagte

nicht leistungspfliehtig seio Für einen Arbeitsunfall beim
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Einsatz von Schanzarbeiten käme zwar die Zuständigkeit

der heige1adenen zu i) in Betrachto Der Kläger zu 2) sei
jedoch nicht während des Arbeitseinsatzes, soncern während

der Nachtzeit, als er sich eigenwirtschaftlichen hingen

zugewandt habe, durch Granatsplitter verletzt worden° Der

öchutz der deutschen gesetzlichen Unfallversicherung er—
strecke sich grundsätzlich nur auf die Arbeitstätigkeit,

nicht aber auf den davon abzugrenzenden eigenwirtschaft—

lichen Bereich° Dies habe das L5G nicht ausreichend be—

achtet; seine Rechtsauffassung laufe darauf hinaus, das

gesamte Leben der im zweiten Weltkrieg in ueutschland ein—

gesetzten belgischen arbeiter dem Versicherungsschutz zu
unterstelleno

Die Beigeladene zu 7) beantragt,

1 das Urteil des LSG aufzuheben und die

Klage abzuweisen„

Die Beklagte und der Beigeladene zu 2) — Land Nordrhein—

Westfalen (Landesversorgungsamt)
* stellen keinen Antrag°

Der Beigeladene zu 2) ist der Auffassung„ eine Leistungs—

pflicht der Versorgungsverwaltung nach 9 54 des Bundes—

versorgungsgesetzes (BVG) komme nicht in Betracht9 da der

Kläger zu 2) als im Ausland wohnhafter Ausländer und als

Empfänger belgischer Kriegsopferleistungen gemäß 9 7 Abs„1

und 2 bVG nicht zu dem nach diesem Gesetz zu vers0"genden

Personenkreis gehöre°

Die Kläger beantragen,

die Revision der Beigeladenen zu ?) zurückzuweisen;

hilfswcise: ( '

das Urteil des LSG Niedersachsen vom 11° März 1971

aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das
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\J

erstinstanzliche Urteil zurückzuweisen;

in beiden Fällen dem zu verurteilenden Versiche—

rungsträgcr aufzuerlegen, dem Kläger zu 2) die

außergericntlichcn Kosten des gesamten Rechts—

streits zu erstatten,

weiter hilfsweise;

das Verfahren auszusetzen, um den ■ccntsstreit

nach Art„ 52 II des Allgemeinen Abkommens einem

Schiedsgericht zu unterbreiten„

Sie halten das angefochtene Urteil für zutreffend„ Nach

ihrer Auffassung entspricht es dem Sinn und Zweck des

deutsch—belgischen 50zialversicherungsabkommens, das auf

eine Wiedergutmachung der den belgischen Arbeitnehmern wäh—

rend des zweiten Weltkriegs durch die Zwangsverpflichtung

entstandenen öchäden an Leib und Leben gerichtet sei, den

Versicherungsschutz auf den gesamten Aufenthalt der zum

Schanzcinsatz Herangezogenen — auch während der Arbeits—
!

.

-J.}.
‚\„ t
J 4
[ \

pa son — zu erstrecken°

II

Die Revision der Beigelndenen zu ?) ist nicht begrünoeto

’? } ‘ ‘

Das LSG hat zutreffend entscnieden‚ das dem Kläger zu 2)

gegen die Beigeladene zu ?) eine Verletztenrente aus der

deutschen gesetzlichen Unfallversicnerung zusteht° Die

Rente ist an den Kläger zu 2) jedoch nur insoweit zu zah—

len, als der Anspruch nicht nach Art„ 7 Abs„ 3 der Dritten

Zusatzvcreinbarung
— 39 ZV — zum Allgemeinen Abkommen

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich
Belgien über Soziale Sicherheit vom 70 Dezember 7957 w

11 34?

s„| !
g '

}

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Allgemeines Abkommen — über die Zahlung von Renten für die
Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkommens, ebenfalls vom

7° Dezember 1957 (BGBl 1965 II 404), auf den Kläger zu 1)
übergegangen ist, der nach belgischen Rechtsvorschriften

an den Verletzten wegen der Unfallfolgen eine Rente zahlt°

Wie der erkennende Senat bereits in mehreren am 27° Januär

1972 ergangenen Urteilen entschieden hat (Vglo 2 RU 32/71,

zur Veröffentlichung vorgesehen) ist die Frage, ob die
]}

Rentenansprüche aus Unfällen der hier vorliegenden Art %i

begründet sind, nach den im Unfallzeitpunkt geltenden deut—

schen Rechtsvorschriften über die gesetzliche Unfallversi—

cherung zu beurteilen() Sowohl nach der Verordnung Nr„ 3

des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die

Soziale Sicherheit der Wunderarbeitnehmer vom 250 September

7958 (BGBl II 473 “ EWG—VONr° 3 „9 vgl„ Arto 72 Abs„ ?)

le auch nach dem deutsch—belgischen Allgemeinen Abkommen

(vgl„ Art„ 5 Abs° ?) unterliegen die Arbeitnehmer den Rechts—

vorschriften des Mitglieds“ bzw° Vertragsstaates? in welchem

sie beschäftigt sind oder waren„ Es kann deshalb dahingeu

stellt bleiben, ob die EWG—VONr„ 5 (vgl„ Art() 4) mit der

in ihren Anhang D aufgenommenen 53 ZV (Vglo Art° 6 Abs° 2
Buchst() e, Art° 5 Buchst„ a der EWG—VONr„ 3) oder ob das
Allgemeine Abkommen iVm der 5° ZV anzuwenden isto

Nach den von der Revision nicht angegriffenen und deshalb‘

für das Bundessozialgericnt (BSG) bindenden tatsächlichen
Feststellungen des LSG ist der Kläger zu 2), nachdem sein

mit der Deutschen Werft AG in Hamburg bestehendes Arbeits—

verhältnis infolge der durch Kriegseinwirkung bedingten

btillegung des Werkes beendet worden war, im April 7945

mit anderen ausländischen Arbeitern auf Anordnung staatli—

cher ötellcn zu 50hanzarbeiten oder ähnlichen‚ der Vertei—

digung dienenden Aufgaben — typischen Notdienstleistungen e
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im Raum Lauenburg/Elbe herangezogen worden° Bei dieser Tätig—

keit unterlag der Kläger zu 2) nach Abschnitt B Ziffer 1
des Erlasses des RAM vom 17° Oktober 1944 über die Sozial—

versicherung der im Notdienstverhältnis zu öchanzarbeiten

und ähnlichen Aufgaben Herangezogenen (AN 1944, 280) unab«

hängig von der Dauer seines Einsatzes dem öchutz der reichs—

gesetzlichen Unfallversicherungo Der Erlaß galt nicht nur

für die deutschen Notdienstverpfliohteten° @ 1 Abs° 4 der

Notdienstverordnung vom 150 Oktober 1938 (BGBl I 1441), der
eine Dienstvcrpflichtung ausländischer Arbeitnenmer aus—

schloß, ist außer Krpft gesetzt worden durch die Anordnung

Nr„ 10 des Generalbcvollmächtigten für den Arbeitseinsatz °„„
'vom 22„ August 7942 (RABl 194°‚ 382) iVm der 00 vo des
nilitärbcfehlshabers in Belgien und Nordfrankreich (MBH)

vom6() Oktober 1942 (VOBl des MEN7942, 1059)°

Der Aläger zu 2) war hinsichtlich des Unfalls, een er am
280 April 1945 durch Kriegscinwirkung — Artilleriebeschuß “
erlitt, nicht nach 9 541 Nro 9 HVO idF der Verordnung vom

160 April 1943 (BGBl I 267) "versicherungsfrei"‚ Ausländi—

sche Arbeitnehmer erhielten nachidem Erlaß des RMdJ vom 3„

Dezember 1945 (MBliV 19439 1872) bei Personenschäden9 die

zugleich Arbeitsunfälle waren9 nicht Fürsorge und Versorgung

nach der Personenschädenverordnung vom 100 November 1940

(BGBl I 1482), sondern nur Leistungen aus der Reichsunfall—

versicherung (vgla Erlaß des RAM vom 240 Januar 1944 in

AN 1944‚ 41)°

Im Ergebnis mit Recht hat das LSG die Voraussetzungen eines
Arbeitsunfalls im Sinne des 9 542 RVO idF des 60 Gesetzes
über Anderungen in der Unfallversicherung vom 9„ März 1942

— BGBl I 107 _ (EVO aF) für gegeben erachteto
{ 1l

1"!

‚ I 113

.‘L
l‘”'

141.
l ?
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Dem Unfallversicherungsschutz steht nicht entgegen, daß

der Kläger zu 2) bei einem Artilleriebeschuß verletzt ;

werden ist° Auch schädigende Ereignisse durcn Kriegsein—
wirkungen können rechtlich zugleich Arbeitsumfälle im

Sinne der BVG sein (vglo @ 54 BVG; BSG 239 79, 81; BSG,
Urteil vom 2701„1972 _ 2 MU 32/71)„ Die Kriegsgefahr, von
welcher der Kläger zu 2) betroffen wurde, war nicht eine

sog° allgemein wirkende Gefahr, die „ wie 2050 drdbeben,

Uberschwemmungen und sonstige Naturkatastr0phen — wegen
eines nur rein zufälligen Zusammentreffens mit der Arbeitse

tätigkeit den ursächlichen Zusammenhang zwischen Unfall

und Arbeitstätigkeit ausschließen wurde (vgl„ BöG, 2 EU

32/71)° Allerdings ist die Prüfung, ob die Verletzung,

die sich der Kläger zu 2) abends Oder nachts — aumerhalb
des eigentlichen Arbeitseinsatzes — zugezogen hat, mit

seiner Arbeitstätigkeit ursächlich zusammenhing, nicht des—

halb entbehrlioh‚ weil die im Notdienstverhältnis zu

behanzarbeiten und ähnlichen Aufgaben Herangezogenen "un—

abhän@ig von der Dauer ihres Einsatzes" dem Unfallversi—

cherungsschutz unterlagen° Durch den Erlaß vom 1701001944

(aaO) hat der RAM in bezug auf die Unfallversicherung die

für die Beurteilung des Sozialversicherungsverhältnisses

damals bedeutsame Unterscheidung zwischen langfristigem

und kurzfristigem Notdienst für die bei öchanzarbeiten oder

ähnlichen Aufgaben Herangezogenen aufgehoben„ Nur darauf

bezieht sich die in dem Erlaß verwendete Formulierung‚ daß

der Unfallversioherungsschutz "unabhängig von der Dauer"

des Einsatzcs bestehe° Auch die im Notdienstverhältnis

zu öchanzarbeiten Herangezogenen waren folglich nicht all—

gemein während der gesamten Dauer ihres Einsatzes schlecht—

hin bei jeder Betätigung — also auch bei rein eigenwirt—

schaftlichen Verrichtungen während der Arbeitspausen w

gegen arbeitsunfall versichert°
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Wegen der besonderen Umstände, unter denen der Kläger

zu 2) zu 5chanzarbeiten und ähnlichen Aufgaben in Front—

nähe eingesetzt war, ist es jedoch gerechtfertigt, seinen

Aufenthalt am Einsatzort auch außerhalb der Arbeitstätig—

keit hinsichtlich der vereicherungsrec■tlichen Beurteilung

den Betätigungen gleiehzuerachten, die unmittelbar der

Errichtung von Verteidigungsanlagen dienten° Der Kläger

zu 2) war infolge seiner Arbeitsverpflichtung der besonde—

ren Gefahr ausgesetzt9 auch außerhalb des Arbeitseinsatzes

durch Kampfhandlungen — Artilleriebeschuß — verletzt zu
werden; er ist der für seinen Arbeitsort in der Kampflinie

tyiiscnen‚ gegenüber den Verhältnissen an seinem früheren

Arbeitsort erhöhten Gefahr erlegeno Unter diesen tatsäch—

lichen Umständen stand die Verletzung des Klägers zu 2)

durch Artilleriebcschuß während des euren den Notdienst—

einsatz bedingten Aufenthalts in der Nähe seiner benelfs—

mäßigen Unterkunft auch außerhalb der eigentlicnen Arbeits—

tätigkeit in einem ursächlichen Zusammenhang mit den Schanz—

arbeiten„ Der Kläger zu 2) hat somit einen Arbeitsunfall

im Sinne des 9 542 EVO aF erlitteno

Der dem Grunde nach gegebene AHSPTUCh auf eine Verletzten—

route aus der deutschen gesetzlichen Unfallversicherung

ist nicht durch % 54 BVG ausgesc■loseeno Auf den Kläger

zu 2) findet‚ da er wegen der Folgen der Grunetsplitter—

verletzung einen Anspruch auf Versorgung gegen den belgi—

schen Staat besitzt, das BVG keine Anwendung; zwischen—

staatliche Vereinbarungen, die etwas anderes bestimmen,

bestehen nicht (vglo 9 ? Abs° 2 bVG)Q

Zur Entschädigungsleistung ist die Bundesrepublik Deutsch—

land, vertreten durch die Bundesausführungsbehörde für

Unfallversicherung — Beigeladene zu i) — verpflichtet‚
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NachAbschn„B Ziffer 2 desErlassesvom1701o°1944(aaO)
war die Reichsausführungsbehörde für Unfallversioherung

für die im Notdienstverhältnis zu dchanzarbeiten und ähn—
lichen Aufgaben Herangezogenen der zuständige Versiche—

rungsträger° Die "nach bisherigen Vorschriften" bereits

vbegründete "Zuständigkeit eines anderen Versicherungsträ—
gers“, die nach den Bestimmungen des Erlasses bestehen

_bleiben sollte, kommt im vorliegenden Fall, wie den bin—

dcnden tatsächlichen Feststellungen des LSG zu entnehmen

ist„ für die Heranziehung zu den — nicht nur "kurzfristi—

gen“ % Notdienstleistungen ohne Fort2uhlung des Entgelts

aus dem faktisch beendeten Arbeitsverhältnis mit der

Deutschen Werft AG nicht in Betracht; mit Recht hat das

LSG nicht die Beklagte als leistungspflichtig erachtet°

Die Abwicklung der Aufgaben der RAfU obliegt nach 3 2

Abs° 2 Nr° 2 der Verordnung zur Überführung der Ausfühé

rungsbehörde für Unfallversicherung in der britischen Zone

von 14g3„1951 (BGBl I 190) der BAfU„ Diese Vorschrift
‘

enthält zwar nur eine organisatorische Regelung in dem %

Sinne, daß die BAfU die für die Feststellung von neuen
Leistungen und die Zahlung laufender Renten zuständige

Stelle sein soll (vgl° BSG 15, 295, 297)() Die Leistungs—

pflicht der jetzt zuständigen Beigeladenen zu ?) ergibt

sich jedoch auch für Nachzahlungsansprüche aus der gegen—

über dem deutschen Recht vorrangigen zwischenstaatlichen‘

Regelung der 30 ZV zum Allgemeinen deutsch—belgischen

Abkommen, nach der Unfallrenten _ frühestens vom 107007944

an » selbst dann nachzuzahlen sind? wenn der ursprüng—

lich zuständig3gewesene Versioherungsträger nicht mehr vi

besteht (vgl„ Urteil des erkennenden denats vom 7601201971

(2 RU 14/68 in SozR Nro 1 zur 50 ZV zum Abk„ Belgien

Sozöich Allgc)o
.y.
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Die Revision der Beigeladenen zu 1) war danach zurückzu—

weisen, allerdings mit der Maßgabe, dem die Lntscnädigung

an den Kläger zu 1) — Königreich Belgien — zu leisten ist,

soweit dieser an den Kläger zu 2) nach belgischen nechts—

vorschriften wegen der Verletzungsfolgen Leistungen erbracht

hat und der Anspruch demzufolge nach Art° 7 Abs° 5 auf den

belgischen ötaat übergegangen ist°

Die Kostenentschoidung beruht auf 3 195 SGG und berücksich—

tigt, dem nach Abe„ 4 dieser Vorschrift die Aufwendungen

ua der Körpersonaften ces öffentlichen decnts nicht erstat—

tungsfä■ig sind„ Das Urteil des LSG war daher insoweit

aufzuhebcn, als der Beigeladenen zu ?) auferlegt worden

ist, auch dem Kläger zu ?) die Kosten zu erstatten„
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